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mehr für einen Ausbau oder
eine Diversifizierung der
energieintensiven Tätigkei-
ten. Gleichzeitig dürfte der
CO 2-Ausstoß aller anderen
Sektorennicht weiter steigen,
weil Luxemburg schon jetzt
über seinem Kli maschutzziel
liegt. Bedenkt man, wierasant
die Emissionenindenvergan-
genen 13 Jahren gestiegen
sind, so wird deutlich, wie
schwierigesist, zueiner sinn-
vollen Verteilungzukommen.

Doch das Kyoto-Abkom-
menhat ebensowiedieEU-Di-
rektive Schlupflöcher vorge-
sehen, um den Regierungen
ausihremDilemmazu helfen.

Die so genannten flexiblen
Mechanismen ermöglichen
es, Emissionszertifikate hinzu
zu kaufen oder CO 2-Einspar-
projekte in anderen Ländern
auf die eigene Bilanz anzu-
rechnen. In Luxemburgjeden-
falls werden die Sti mmenlau-
ter, die eine Inanspruchnah-
me dieser Möglichkeiten be-
fürworten. Gegen die Gefah-
ren des Kli mawandels sind
solche Ersatzmaßnahmen al-
lerdings in etwa so wirkungs-
voll, als würde Umweltstaats-
sekretär Eugène Berger eine
rot-weiß-blaue Plastikplane
für den Mount Everest stiften.

KLI MASCHUTZ

Global gedacht,
lokal gemacht

Die Wissenschaft
ist sich einig:

Der CO 2-Ausstoß
muss weltweit

gesenkt werden.
Luxemburg hat dazu
dasKyoto-Abkommen

unterzeichnet.
Solangsamsollten
den Worten auch
Tatenfolgen.

(RK)- Schwierige Probleme
wie der Kli mawandel bringen
oft originelle Lösungen her-
vor. Um die Schneekuppe
des Kili mandscharo vor dem
Schmelzen zu schützen, soll
sie einfach zugedeckt wer-
den. Die Neue Zürcher Zei-
tung berichtet: "Der in Lon-
don lehrende Geologe Euan
Nisbet will den Schneerand
mit dicken Plastikplanen ab-
deckenund ihn so gegen die
Sonne und das Abschmelzen
schützen. AmerikanischeFor-
scher haben ausgerechnet,
dass die weiße Schicht auf
dem Gipfel in den nächsten
15 bis 20 Jahren ganz ver-
schwindenkönnte."
Über das Kili mandscharo-

Problemhinaus, dasteilweise
auf lokale Kli ma veränderun-
genzurückgeht, stellt die glo-
bale Erwärmung eine Bedro-
hung für den Bestand der
Gletscher dar. Der "Worldwi-
de Fund for Nature" (WWF)
warnt in einer vergangene
Woche vorgestellten Studie
vor den Folgen einer allge-
meinen Gletscherschmelze:
Erhöhungdes Meeresspiegels
und Gefährdung der Wasser-
versorgung. Die Flüsse, die
sich aus den Hi malaya-Glet-
schern speisen, versorgen
beispielsweise ein Drittel
der Menschheit mit Trink-
wasser. Sollte man also wirk-
lich versuchen, das "Dach
der Welt" mit Plastikplanen
zuzudecken?
Der WWF und andere Um-

weltorganisationen fordern
schon seit Jahrzehnten, das
Probleman der Wurzel zu pa-
cken. Der CO 2-Ausstoß, der
über den Treibhauseffekt die
Erwärmung der Erdatmo-
sphäre hervorruft, soll welt-

weit gesenkt werden. Zu die-
semZweck werden seit 1995
UN-Kli makonferenzen abge-
halten - derzeit findet die
neunte in Mailand statt. In
diesem Rahmen wurde auch
das Kyoto-Abkommen ausge-
arbeitet. Es legt fest, dass die
Industriestaaten ihre
CO 2-Emissionen bis 2010 um
fünf Prozent gegenüber 1990
senken müssen.

Kli mawandel stoppen
Dass dies nur ein erster

Schritt sein kann, ist spätes-
tens 2001 mit demErscheinen
eines Berichtes der UN-Exper-
tInnengruppe IPCC klar ge-
worden. Zumeinen bestätigte
dieser Text, dass sich die Er-
deerwärmt und dass dies mit
hoher Wahrscheinlichkeit auf
menschliche Einflüsse zu-
rückzuführen ist. Zum ande-
ren wurden die Schätzungen
für den zu erwartenden Tem-
peraturanstieg nach oben re-
vidiert. Zwischen 1,4 und 5,8
Grad Celsius wird die mittlere
Oberflächentemperatur bis
i mJahr 2100 steigen, was ei-
ner Erhöhung des Meeres-
spiegels um bis zu 85 Zenti-
meter entspricht. Um diese
Effekte möglichst gering zu
halten, gilt es, schnellstmög-
lichst den globalen CO 2-Aus-
stoß zu senken - mittelfris-
tig um etwa 60 Prozent, so
die IPCC. Dabei müssen auch
aufstrebende Industriestaa-
ten wie Brasilien, Indien und
China Begrenzungenauferlegt
bekommen, die westlichenIn-
dustriestaaten haben aber
weiterhin eine Vorreiterrolle
zuspielen.
Wie groß die Kluft zwi-

schen Notwendigkeit und
Machbarkeitist, zeigt sichda-

ran, dass selbst das beschei-
dene Kyoto-Abkommen noch
nicht in Kraft treten konnte.
Nachdem die USA sich aus
dem Kli maschutzprozess zu-
rückgezogen haben, warten
die Vertragsstaaten auf die
Unterschrift Russlands. Das
Abkommengilt erst, wenndie
Summe des CO 2-Ausstoßes
der unterzeichnendenIndust-
rieländer über 55 Prozent des
Gesamtausstoßes jener Län-
dergruppeausmacht.
Die EU scheint aber fest

entschlossenzusein, ihr Kyo-
to-Gruppenziel einer Reduzie-
rung des CO 2-Ausstoßes um
acht Prozent zu erreichen. In-
nerhalb der Union wurde die-
ses Ziel auf die einzelnenLän-
der verteilt, wobei Luxem-
burg mit einer Reduktion von
28 Prozent an der Spitez
steht. Nicht ohne Grund: In
puncto CO 2-Ausstoß ist das
Großherzogtumeuropäischer
Spitzenreiter. Eine weitere Er-
klärung für das hochgesteck-
te Ziel ist der Wechsel von
Koks-befeuerten Hochöfen zu
kli maschonenderen Elektro-
stahlöfen in den 90er Jahren.
Das brachteLuxemburgeinen
CO 2-Bonus von mehreren Mil-
lionen Tonnen ein. Der Groß-
teil des Stromes wird i mpor-
tiert unddaher auf die CO 2-Bi-
lanzen von Deutschland und
Belgienangerechnet.

CO 2-Schacher
I m Gegenzug belastet der

Tanktourismus die Luxembur-
ger Bilanz - der Sprit wird
zwar größtenteils i mAusland
verbrannt, aber hierzulande
verkauft. Daher gelang es Lu-
xemburg trotz des Elektro-
stahl-Bonusses nicht, den
CO 2-Ausstoß dauerhaft zu
senken. Insbesondere der
Treibstoffverkauf spielt eine
i mmer größere Rolle in der
nationalen Bilanz. Neben ei-
ner rasanten Steigerung des
Tanktourismus hält auch der
Siegeszug des motorisierten
Individualverkehrs an: Noch
immer wächst die Zahl der
PKWschneller als die Bevöl-
kerungszahl.
Konntees die Luxemburger

Regierungindenvergangenen
Jahren bei Absichtserklärun-
gen belassen, so wird der
Handlungsdruck seit kurzem
größer. Die EU hat nämlich,
i mSinne einer opti malen Ver-
teilung der CO 2-Reduktionsan-
strengungen, eine Richtlinie
verabschiedet, die den inter-
nen Handel mit Emissionszer-
tifikaten ab 2005 regelt. Die
Direktive beschränkt sich auf
die energieintensiven Wirt-
schaftssektoren. EU-weit be-
trifft das etwa 10.000 Betrie-
be, inLuxemburgetwa20.
Die Regierungen haben

freie Hand bei der Festlegung
derStart-Zertfikate, allerdings
müssen sie parallel dazu ei-
nen Kyoto-konformen natio-
nalen Allokationsplan erstel-
len. Dabei gilt: Jede Tonne
CO 2, die einer Firma als han-
delbare Emissionsberechti-
gung zugestanden wird, fehlt
i mAllokationsplanfür andere
Sektoren wie Handwerk oder
Transport. Luxemburg wird
so gezwungen, festzulegen,
wieviel CO 2dieeinzelnenSek-
toren wirklich benötigen.
Würde man beispielsweise
den betroffenen Firmen Zerti-
fikate entsprechend ihres
heutigen CO 2-Ausstoßes ertei-
len, so bliebe kein Spielraum
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Schummeln statt Handeln
(RK) - Das Thema Kli maschutz stand vergangene Woche
auch in der Chamber auf der Tagesordnung. I n ei ner "heure
d' actualité" zu Kyoto wollte Camille Gira (Déi Gréng) von der
Regierung wissen, wie i hre CO 2-Minderungsstrategie aus-
sehe. Er zei gte sich verwundert über Aussagen von Wirt-
schaftsminister Grethen, das Ziel von minus 28 Prozent sei
nicht erreichbar. " Wenn wir so weitermachen, überschreiten
wir unser Soll um 58 Prozent. Wie stehen wir dann vor der
Welt da? Und wie viel wird das überschüssi ge CO 2Luxem-
burg kosten?", fragte der Abgeordnete. Hauptursache für
das Problem sei der Tanktourismus. Geli nge es nicht, die-
sen einzudämmen, so sei die wirtschaftliche Zukunft Lu-
xemburgs gefährdet. "Energiepolitik ist auch Standortpoli-
tik", schloss Camille Gira.
Ähnliche Aussagen kamen von Alex Bodry (LSAP), der vor
ei ner " Mauer" warnte, auf die Luxemburg zu laufe. Man habe
die Wahl, entweder die Politik radikal zu ändern oder auf die
so genannten flexi blen Mechanismen zurückzugreifen.
CO 2-Ei nsparungen i m Ausland statt i n Luxemburg zu reali-
sieren, sei allerdi ngs "unmoralisch". Robert Mehlen (ADR)
unterstrich, dass angesichts des Kli mawandels dri ngendes
Handeln erfordert sei. Anstatt auf den Emissionshandel zu
setzen, sollten die EU-Staaten 20 Prozent i hrer Militärbud-
getsfür Kli maschutzmaßnahmen abzweigen.
"I n kei nem Land werden sich mehr Gedanken über den Kli-
maschutz gemacht als i n Luxemburg", mei nte Emile Cal mes
(DP). Zwar würden jetzt durch die EU-Direktive die Betriebe
als Erste zur Verantwortung gezogen. Doch es seien die Pri-
vathaushalte, die durch i hren Benzi n und Heizenergiever-
brauch die CO 2-Bilanzi n die Höhetrieben. Er sprach sich für
ei ne Nutzung der flexi blen Mechanismen i n ei ner Höhe von
bis zu 50 Prozent der Ei nsparungen aus. Mindestens aber
sollten die Redukti onsmaßnahmen i m Ausland das vom
Tanktourismus verursachte CO 2-Aufkommen ausgleichen.
Von ei ner Kyoto-Strategie, die demTanktourismus den Gar-
aus machen würde, wollte auch Umweltstaatssekretär
Eugène Berger (DP) nichts wissen. Es gebe ei nen breiten
politischen Konsens darüber, dass bei den Trei bstoffen ei n
Preisunterschied zu den Nachbarländern aufrechterhalten
werden sollte. "Es ist wahrschei nlich so, dass wir unser
Kyoto-Ziel nicht erreichen werden", gestand er ei n. Sel bst-
verständlich werde die Regierung an erster Stelle CO 2-Spar-
maßnahmen i n Luxemburg durchführen. Wenn das aber
nicht ausreiche, müsse man auf die flexi blen Mechanismen
zurückgreifen.
Der Vertreter des Koaliti onspartners CSV, der Abgeordnete
Marco Schank, äußerte sich i n ähnlichem Sinne, wenn auch
zurückhaltender: "Anfangs wollten wir vermeiden, auf diese
Mechanismen zurückzugreifen ... I n jedemFall gilt, dass wir
unsere Hausaufganben i n Luxemburg machen müssen."
Nachdem also jahrelang versäumt wurde, wirksame Maß-
nahmen zu ergreifen, schei nt die l uxemburgische Regierung
sich nun an den Kyoto-Verpflichtungen vorbei mogel n zu
wollen. Dabei hatte Jean-Claude Juncker i mmer wieder be-
tont, ei n Freikaufen mit dem Scheckheft sei unmoralisch
und werde nicht stattfi nden. Bei der Chamberdebatte war er
allerdi ngs nicht anwesend. Und zu dem Zeitpunkt, an dem
das Freikaufen stattfi ndet, ist er ja vielleicht nicht mehr
Regierungschef.

____________________
WWF: www.panda.org
UN-Expertengruppe:

www.ipcc.ch
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Sowohl Greenpeace
alsauch der Mouvement
écologique habensich
in denvergangenen
Monatenzur CO 2-

Problematikgeäußert.
Die Ansatzpunkte,
weshalb und wie
Luxemburgseinen
Ausstoßsenken
soll, sindrecht
unterschiedlich.

"Können wir die Kyoto-Zie-
le erreichen?", fragt Green-
peace in der vor kurzemvor-
gestellten Studie "CO 2-Reduk-
tionsplanfür Luxemburg". Ja,
aber nicht mit den Mitteln,
die sich die Regierung gege-
ben hat, lautet die Antwort.
Die nationale CO 2-Reduktions-
strategie ni mmt die Umwelt-
organisation kritisch unter
die Lupe. Unter den 29 Maß-
nahmen, die die Regierungi m
Mai 2000 vorgelegt hatte, sei-
eneinigevonhoher Relevanz,
andere nur bedingt sinnvoll.
Generell aber fehle es an kla-
ren und substanziellen Ziel-
größen sowie einem Umset-
zungszeitrahmen. Es handle
sich um eine unverbindliche
Absichtserklärung.
Alibi-Strategiepapiere sind

in der Politik nichts Unge-
wöhnliches. Wohl aus diesem
Grund holt die Greenpeace-
Studie etwas weiter aus und
erklärt, warum global gese-
hen eine Reduzierung des
CO 2-Ausstoßes überlebens-
notwendig ist. Dabei bemän-
gelt die Umweltorganisation,
dass in der Endfassung des
Kyotoabkommens weitgehen-
de Abstriche an den Kli ma-
schutzzielen gemacht wur-
den, umwichtige Staaten am
Verhandlungstisch zu behal-
ten. Dennoch: "Die vereinbar-
ten CO 2-Reduktionen sind als
Wendepunkt und Übergangs-
phase positiv zu würdigen.
Notwendig sind jedoch viel
größereSchritte, wegvonden
fossilenEnergieträgern."

Spitzenreiter
Die Industrieländer i m All-

gemeinen und Luxemburg i m
Besonderen müssen laut Stu-
die eine Vorreiterrolle spie-
len. Zum einen, weil sie seit
demBeginnderIndustrialisie-
rung bereits 265 Milliarden
Tonnen CO 2in die Atmosphä-
regeblasenhabenundimmer
noch den größten Teil der
Emissionen verantworten.
Zum anderen, weil sie über
die Mittel verfügen, aus der
bisherigen Energiewirtschaft
auszusteigen: "Effiziente
Technologien zur Energieer-
zeugung und ein Lebensstil
der Suffizienz können hier
entwickelt und angewendet
werden. Der Energiever-
brauch der Länder des Sü-
dens wird sich analog unse-
renStandards entwickeln."
Angesichts eines sehr ho-

hen Pro-Kopf-CO 2-Ausstoßes
erscheint das 28-Prozent-Re-
duktionsziel indenAugenvon
Greenpeace durchaus ge-
rechtfertigt. Als wirkungs-
vollste Maßnahme zur Emis-
sionssenkung schlägt die Or-
ganisation vor, die Treibstoff-
preiseauf das Niveauder um-
liegenden Länder anzuheben.
"Innerhalb von 5-10 Jahren
könnte damit der Treibstoff-
Export markant abgebaut
werden", heißt es in der Stu-
die. Positivsei auch, dass die

Verkehrs-Infrastrukturkosten
und die externen Kosten des
Verkehrs reduziert werden
könnten. Allerdings: "Der da-
raus folgende Wegfall des
Tanktourismus wird mittel-
fristig zu Steuereinbußen in
Höhe von 300 bis 400 Millio-
nen Euro führen, die nur be-
grenzt durch Steuermehrein-
nahmen bei der Preiserhö-
hung kompensiert werden
können. Dennoch führt kein
Weg an dieser Umlagerungs-
maßnahme vorbei, will man
das vereinbarte Kyoto-Ziel
vor allem mit inländischen
Maßnahmenerreichen."

Tod demTanktourismus!
Nach den Vorstellungen

von Greenpeace würde über
die Hälfte der CO 2-Einsparun-
gen - 3,71 Millionen Tonnen
über zehn Jahre verteilt -
durch die Anpassung der
Treibstoffpreise erzielt. Eine
wichtige Rolle spielt auch die
Einführungeiner Energiesteu-
er- damitließensich1,63 Mil-
lionenTonneneinsparen. Die-
se Steuer soll vor allem den
motorisierten Individualver-
kehr drosseln. Befremdlich,
dass die Maßnahme D, "För-
derung des öffentlichen und
des nicht motorisierten Ver-
kehrs", nur mit 0,07 Millionen
TonnenzuBucheschlägt. Der
gewünschteEffekt der beiden
Instrumente, dass nämlich
die BürgerInnenihr Auto ste-
henlassen, hängt sowohl da-
von ab, wie sehr sich das
Benzin verteuert als auch da-
von, wie attraktivdie alterna-
tivenTransportmittel sind.
Das Endergebnis der 13

von Greenpeace vorgeschla-
genen Maßnahmen wäre ein
Rückgang der CO 2-Emissio-
nenauf 8,16 MillionenTonnen
i m Jahre 2012. Doch damit
nicht genug, wenn mandieso
eingeleitete Entwicklung ex-
trapoliert, bewegt sichdie Bi-
lanz auf drei Millionen Ton-
nenimJahr 2030 zu. Die Stu-
die schließt: "Mit diesen
Maßnahmen kann Luxem-
burg einen CO 2-Absenkpfad
erreichen, der nahezu dem
entspricht, was zur Errei-
chung eines nachhaltigen
CO 2-Ausstoßes notwendig
wäre. Luxemburg würde
damit zu einer führenden
Nation bei den Effizienz-
technologien."
Einen anderen Ansatz ver-

folgte der Mouvement écolo-
gique in einer i mSeptember
vorgestellten Studie für eine
nachhaltige Steuerreform. Er-
stellt wurde sie durch das Fi-
nanzwissenschaftliche For-
schungsinstitut an der Uni-
versität zu Köln, das derzeit
den Allokationsplan im Auf-
trag derluxemburgischen Re-
gierung ausarbeitet. Zum
einen befürwortet die Studie
eine Umverlagerung der
Steuerlast i mSinne der nach-
haltigen Entwicklung: Entlas-
tung der Faktoren Arbeit und

Kapital, stärkere Besteuerung
des Verbrauchs natürlicher
Ressourcen im Allgemeinen
und der Energie i m Besonde-
ren. Zumanderen werden die
Auswirkungen des Kyoto-Ab-
kommens und seiner Umset-
zung auf EU-Ebene unter-
sucht.
DieStudiestellt einenPara-

digmenwechsel gegenüber
der bisherigen Umweltpolitik
fest. Die Zeiten, indenenStaa-
ten sich begnügten, Emis-
sionsbegrenzungenfür Einzel-
anlagen vorzuschreiben und
Sparmaßnahmen zu subven-
tionieren, seien vorbei. "Die
Kyoto-Vereinbarungen und
dieFolgebeschlüsse habenei-
ne völlig neue Logik in diese
für Industriestaaten insge-
samt 'recht bequeme' Um-
weltpolitik hineingetragen. Im
Hinblickauf den Kli maschutz,
auf CO 2 und die übrigen in
CO 2-Äquivalenten gemesse-
nen Kli magase, sind erstmals
absolute Emissionsbegren-
zungengezogen worden."
Nachdemdie in Kyoto ver-

einbarte EU-weite CO 2-Minde-
rungsquote von acht Prozent
auf die Mitgliedstaaten ver-
teilt wurde, soll die Emissi-
onshandels-Richtlinie die An-
passung der energieintensi-
venUnternehmenerleichtern.
Vorbedingung ist die Erstel-
lung eines nationalen Alloka-
tionsplans, umdie denjewei-
ligen Wirtschaftssektoren zur

Verfügung stehenden Emissi-
onsmöglichkeiten festzule-
gen. Die Studie stellt fest,
dass seit 1990 praktisch aus-
schließlich die Industrie eine
CO 2-Minderungsleistung er-
bracht hat. Währenddessen
sindaber Wirtschaft, Bevölke-
rung und Verkehrsaufkom-
men schneller gewachsen als
erwartet und der damit ein-
her gehende CO 2-Ausstoß hat
bereitsjetzt denBonus derIn-
dustrie"aufgefressen".

CO 2-Verteilungskampf
"Allerdings muss auch das

Bildfür dieIndustrie differen-
ziert werden. Die bisherigen
Minderungsbeiträge gehen
praktisch ausschließlich auf
die Elektrostahlerzeugung im
Eisen- und Stahlsektor sowie
auf die Energieerzeugung zu-
rück. Die übrigen Branchen
haben keine eigenen Beiträge
geleistet", so die Studie. Das
heißt, sie haben nicht mehr
Anspruch auf die von der
Stahlindustrie freigesetzten
Emissionsspielräume als an-
dereSektoren.
Eine "gerechte" Verteilung

der Emissionsrechte ist nicht
so einfach zu erreichen,
schlussfolgert die Studie.
"Die von Luxemburg mit in-
ternationaler Verbindlichkeit
zugesagten CO 2-Minderungen
und die sich daraus ergeben-
den Emissionskorridore ma-

chen eine fundamentale Allo-
kationsentscheidung erfor-
derlich." Weil eine wirtschaft-
liche Diversifizierung Wachs-
tumsspielräume benötigt
müssen Emissionspotenziale
reserviert werden. Diese Po-
tenziale müssen für die übri-
gen Sektoren entsprechend
verknappt werden - für die
Haushalte, den Verkehr und
vor allemfür den Tanktouris-
mus. Die Studie schlägt hier-
für eine konsequente Energie-
besteuerungvor.
In gewissemSinne sind die

Vorschläge der beiden Um-
weltorganisationen komple-
mentär. Die Greenpeace-Stu-
die macht konkrete Vorschlä-
ge, wie das Kyoto-Ziel zu er-
reichen wäre. Dochdie Forde-
rung nach einer totalen Ab-
schaffung der Treibstoffpreis-
differenz wird viele Politike-
rInnenabschrecken. Die Mou-
vement-Studie hingegen bie-
tet der Politik einflexibles In-
strument an, mit dem große
CO 2-Einsparungen zu errei-
chen sind. Dafür bleibt sie
Zahlen schuldig, wie binnen
zehn Jahren der Ausstoß sta-
bilisiert werden kann. Einig
sind sich die beiden aller-
dingsineinemPunkt: Das Ziel
von minus 28 Prozent sollte
ohne Rückgriff auf Schlupflö-
cher und Rechentricks er-
reicht werden.

RaymondKlein

UMWELTBEWEGUNG

Ein Ziel,
zwei Strategien

_________________
www.greenpeace.lu

www.emweltzenter.lu

CO 2-freie Stromerzeugungdank Windenergie (Foto: Greenpeace)


